
  

  
  
 
 
Stadt Halle (Saale)         22.01.2019 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Sozial-, Gesundheits- und 
Gleichstellungsausschusses vom 17.01.2019: 

 
zu 4.1 Fördermittel für Träger und Projekte der sozialen Arbeit 2019 

- Pflichtiger Bereich - 
Vorlage: VI/2018/04460 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   einstimmig zugestimmt nach Änderungen 
 

 

Beschluss: 
 
1. Der Sozial-, Gesundheits- und Gleichstellungsausschuss bestätigt die in den Anlagen 1 

und 2 ausgewiesenen Fördersummen für das Haushaltsjahr 2019, die Bestandteile der 
Produkte 1.31151 und 1.31220 sind.  

 
2. Der Sozial-, Gesundheits- und Gleichstellungsausschuss stimmt dem Abschluss einer 

öffentlich-rechtlichen Vereinbarung über die Förderung der Selbsthilfekontaktstelle mit 
einer Laufzeit von 3 Jahren zu.   

 
3. Der Sozial-, Gesundheits- und Gleichstellungsausschuss bestätigt die in der Anlage 3 

ausgewiesenen Fördersummen für die Suchtberatung und Fachstelle Suchtprävention 
für das Haushaltsjahr 2019. Sie sind Bestandteil des Produktes 1.41431. 

 
Die Fördermittel werden unter dem Vorbehalt der Genehmigung des Haushaltsplanes 
2019 durch das Landesverwaltungsamt und der Landeszuweisung laut Familienbera-
tungsförderungsgesetz (FamBeFöG) Land Sachsen-Anhalt bestätigt.  

 

F.d.R. 

 
____________________________ 
Lisa Sikorski  
stellvertretende Protokollführerin 



  

  
 
Stadt Halle (Saale)         22.01.2019 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Sozial-, Gesundheits- und 
Gleichstellungsausschusses vom 17.01.2019: 

 
zu 5.1 Antrag der SPD-Fraktion zur Anpassung der Übernahme von Perso-

nalkosten für den Stadtseniorenvertretung Stadt Halle e.V. 
Vorlage: VI/2018/04148 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   abgesetzt 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die Kostenübernahme für die Finanzierung der Ge-
schäftsstelle des Stadtseniorenvertretung e.V. dahingehend anzupassen, dass die Beschäf-
tigung einer Vollzeitstelle (40 h/Woche) mindestens zu Konditionen des Mindestlohns erfol-
gen kann. Die Finanzierung bei Erhöhungen des Mindestlohnniveaus ist entsprechend anzu-
passen. 
 
 

 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Lisa Sikorski  
stellvertretende Protokollführerin 



  

  
 
Stadt Halle (Saale)         22.01.2019 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Sozial-, Gesundheits- und 
Gleichstellungsausschusses vom 17.01.2019: 

 
zu 5.2 Antrag der Fraktion MitBÜRGER für Halle – NEUES FORUM zur Teil-

nahme an der Präventionskampagne „Luisa ist hier!“ 
Vorlage: VI/2018/04474 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   vertagt 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 

1. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die in einer Vielzahl deutscher Städte 
durchgeführte Präventionskampagne  „Luisa ist hier!“ in der Stadt Halle (Saale) zu 
etablieren. Zu diesem Zweck soll die Stadtverwaltung, als koordinierende Stelle, 
Kneipen, Clubs, Cafés und Restaurants im gesamten Stadtgebiet als teilnehmende 
Partner gewinnen, um gemeinsam die Kampagne im 1. Quartal 2019 zu starten. Die 
angemessene fachliche Betreuung von Betroffenen soll gegebenenfalls in 
Kooperation mit Frauenberatungsstellen in Halle (Saale) gewährleistet werden. Die 
Stadt Halle (Saale) übernimmt die Kosten für die Übernahme des Corporate Designs 
und der Handlungsleitfäden für teilnehmende Betriebe. 

2. Über den Stand der Umsetzung wird im Sozial-, Gesundheits- und 
Gleichstellungsausschuss regelmäßig informiert. 

 
 
 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Lisa Sikorski  
stellvertretende Protokollführerin 



  

  
 
Stadt Halle (Saale)         22.01.2019 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Sozial-, Gesundheits- und 
Gleichstellungsausschusses vom 17.01.2019: 

 
zu 5.3 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu Fachkräften (Fami-

lienhebammen und Familien-, Gesundheits- und Kinderkrankenpfle-
ger*innen) innerhalb der Bundesinitiative Frühe Hilfen 
Vorlage: VI/2018/04557 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   zurückgezogen 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
 

1. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die Anzahl der tätigen Fachkräfte (Familienheb-

ammen sowie Familien-, Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger*innen) innerhalb 

der Bundesinitiative Frühen Hilfen dem tatsächlichen Bedarf anzupassen. 

 

2. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die den Fachkräften zur Verfügung stehenden 

Kapazitäten der Räumlichkeiten zu prüfen und ggf. dem tatsächlichen Bedarf anzu-

passen.  

 
 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Lisa Sikorski  
stellvertretende Protokollführerin 
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